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Dr. Gerd Landsberg 
ist Geschäftsführendes 
Präsidialmitglied des Deutschen 
Städte- und Gemeindebundes. 

Der Deutsche Städte- und 
Gemeindebund vertritt die Interessen 
der Kommunalen Selbstverwaltung der 
Städte und Gemeinden in Deutschland 
und Europa. Über seine Mitglieds- 
verbände repräsentiert er rund 11.000 
Kommunen in Deutschland. 

 

Mitgliedsverbände 

• Bayerischer Gemeindetag  

• Gemeinde- und Städtebund 
Rheinland-Pfalz  

• Gemeinde- und Städtebund 
Thüringen  

• Gemeindetag Baden-Württemberg  

• Hessischer Städte- und 
Gemeindebund  

• Hessischer Städtetag  

• Niedersächsischer Städte- und 
Gemeindebund  

• Niedersächsischer Städtetag  

• Saarländischer Städte- und 
Gemeindetag  

• Sächsischer Städte- und 
Gemeindetag  

• Schleswig-Holsteinischer 
Gemeindetag  

• Städte- und Gemeindebund 
Brandenburg  

• Städte- und Gemeindebund 
Nordrhein-Westfalen  

• Städte- und Gemeindebund Sachsen-
Anhalt  

• Städte- und Gemeindetag 
Mecklenburg-Vorpommern  

• Städtebund Schleswig-Holstein  

• Städtetag Rheinland-Pfalz 

Hitze und Dürre in Städten und 
Gemeinden  

 
- Aktionsplan entwickeln 
- Kommunen bei der Anpassung an den 

Klimawandel unterstützen 
 

Extremwetterereignisse nehmen 
weiter zu und sind als Folgen des 
globalen Klimawandels in unseren 
Städten und Gemeinden deutlich 
spürbar. Nicht nur Starkregener-
eignisse und Hochwasser stellen 
die Kommunen vor große Heraus-
forderungen. Auch Hitze und Tro-
ckenheit führen zu gravierenden 
Folgewirkungen. Mit Tagestempe-
raturen von bis zu 40 Grad Celsius 
und über Monate anhaltender Tro-
ckenheit war der Sommer 2018 in 
Deutschland und vielen Teilen 
Europas erneut ein „Rekordsom-
mer“. 
 
Eine Zunahme von Hitzetagen und 
Tropennächten stellt ein ernstzu-
nehmendes Gesundheitsrisiko dar, 
insbesondere in Innenstädten und 
verdichteten Räumen. Innerhalb der 
Städte können die Temperaturen – 
je nach Bevölkerungsdichte, Art der 
Bebauung und Grad der Versiege-
lung – nachts um bis zu mehr als 10 
Grad höher als im Umland liegen. 
Besonders ältere Menschen, chroni-
sche Kranke und Kinder sind hiervon 
betroffen. Schätzungen zu Folge 
starben im „Hitzesommer“ 2003 eu-
ropaweit bis zu 70.000 Menschen an 
den Folgewirkungen der Hitze. Ein 

Großteil der Betroffenen war älter als 
65 Jahre. 
 
Lang anhaltende Hitzeperioden füh-
ren zudem zu Dürre und Wasser-
knappheit. Zahlreiche Flüsse und 
Bäche sind im Sommer 2018 in 
Deutschland ausgetrocknet und 
Seen „gekippt“. In einigen Regionen 
führt die Wasserknappheit zu Ver-
sorgungsengpässen mit dem Trink-
wasser, da Tiefbrunnen ausgetrock-
net und der Druck in den Trinkwas-
serleitungen aufgrund der großen 
Entnahmemengen – auch aus der 
Landwirtschaft – zum Teil stark fällt. 
 
Neben zum Teil erheblichen Ernte-
ausfällen in der Landwirtschaft und 
großen Schäden in der Forstwirt-
schaft (Bsp.: Borkenkäfer) steigt mit 
lang anhaltender Hitze und Dürre 
auch die Gefahr von Wald- und Flä-
chenbränden. Die dramatischen 
Ereignisse eines übergesprungenen 
Böschungsbrandes am 07. August 
2018 in der Stadt Siegburg, bei dem 
im Ergebnis 10 Wohnhäuser zerstört 
und ca. 40 Personen zum Teil 
schwer verletzt wurden, belegen die 
besondere Gefahrenlage. 

STATEMENT ZU KLIM ASCHUTZ UND KLIM AANP ASSUNG DER AUTOR 
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Die Klimaerwärmung trägt schließ-
lich auch dazu bei, dass sich neue 
gebietsfremde Pflanzen- und Tier-
arten in unseren Städten und Ge-
meinden ansiedeln. Studien zei-
gen, dass die Artenvielfalt in ganz 
Europa ansteigt und das fünfmal 
schneller als vor 50 Jahren. Dies 
erhöht zum Beispiel das Risiko von 
allergischen Reaktionen, die bei-
spielsweise durch die eingewan-
derte Pflanzenart Ambrosia oder 
bestimmte Raupen hervorgerufen 
werden. In der Folge können Haut- 
und Augenreizungen, Heuschnup-
fen, Asthma oder allergische 
Schocks auftreten. 
 

Aktionsplan entwickeln - 
Förderkulisse verstetigen 

 
Die Auswirkungen von Hitze und 
Dürre stellen Städte und Gemein-
den vor große Herausforderungen. 
Die Bewältigung der Klimafolgen 
ist allerdings keine alleinige kom-
munale Aufgabe, sondern fordert 
Bund, Länder und Kommunen 
gleichermaßen. Bund und Länder 
sind daher aufgefordert, die Kom-
munen bei Vorsorgemaßnahmen 
und der Bewältigung von Hitzefol-
gen insbesondere finanziell zu 
unterstützen und einen gemein-
samen Aktionsplan zu entwickeln. 
 
Hierbei ist zu beachten, dass die 
Kommunen bereits seit vielen Jah-
ren aktiv sind und sich mit der 
Hitze- und auch Überflutungsvor-
sorge, insbesondere durch Maß-
nahmen der Stadtentwicklung, 
beschäftigen. Bund und Länder 
müssen die Kommunen in diesem 
Bereich weiter unterstützen und 

die Förderung im Bereich der 
Klimaanpassung und des kommu-
nalen Klimaschutzes weiter aus-
bauen. 
 
Mit der Deutschen Anpassungs-
strategie an den Klimawandel 
(DAS) und dem „Förderprogramm 
für Maßnahmen zur Anpassung an 
den Klimawandel“ fördert der Bund 
Projekte, die die Fähigkeit regiona-
ler und lokaler Akteure zur Anpas-
sung an die Folgen des Klimawan-
dels stärken soll. Das kann durch 
Initiativen zur Aufklärung, Dialog 
und Beteiligung, aber auch durch 
Vernetzung und Kooperation ge-
schehen. Diese Förderung gilt es, 
weiter auszubauen und auf die 
konkreten Bedürfnisse der Kom-
munen auszurichten. Das gilt auch 
für die Kommunalförderung im 
Rahmen der Nationalen Klima-
schutzinitiative sowie für die Städ-
tebauförderung des Bundes und 
der Länder, die sich in der Ver-
gangenheit als Erfolgsmodelle 
erwiesen haben und langfristig auf 
einem hohen finanziellen Niveau 
fortgeführt werden müssen. 
 

Klimagerechte Stadtplanung - 
eine Querschnittsaufgabe 

 
Zentrales Element bei der Anpas-
sung an die Folgen des Klimawan-
dels ist eine klimagerechte Stadt-
entwicklung und Stadtplanung. 
Hierbei sollte der Planungsprozess 
zur Anpassung an den Klimawan-
del stets flexibel und interdiszipli-
när gestaltet werden. Die Zusam-
menarbeit und damit die Integrati-
on des Fachwissens verschiede-
ner Disziplinen, wie z. B. der Stadt- 

und Freiraumplanung, der Was-
serwirtschaft, des Verkehrs, der 
Architektur und des Sozialen sind 
von besonderer Bedeutung. Im 
Sinne einer koordinierten Zusam-
menarbeit ist eine institutionelle 
Verankerung innerhalb der Verwal-
tung „vor Ort“ erforderlich. Das 
Thema muss als Querschnittsauf-
gabe verstanden und umgesetzt 
werden. Hilfreich kann hier z .B. 
ein kommunaler Klimaschutzma-
nager sein, der die Planung und 
Koordinierung einzelner Maßnah-
men begleitet. Die Einstellung 
eines Klimaschutzmanagers sollte 
hierbei förderfähig sein. 
 

Hitzeinseln reduzieren - 
Abkühlungseffekte nutzen 

 
Dichte Bebauung und ein hoher 
Versiegelungsgrad mit einer gerin-
gen Begrünung, vor allem in ver-
dichteten Gebieten, führen bei 
langanhaltend hohen Temperatu-
ren zu Hitzestaus und Aufheizun-
gen, sogenannten Hitzeinseln. 
Diese können nicht mehr durch 
nächtliche Abkühlung ausgegli-
chen werden. Dunkle Oberflächen 
der Dächer, Straßen und Plätze 
speichern die Sonnenenergie 
tagsüber und geben sie in der 
Nacht wieder ab. Diese Effekte 
führen nicht nur zu Schäden an 
der städtischen Infrastruktur (Stra-
ßen und Wege „platzen“ auf), son-
dern verursachen auch enorme 
gesundheitliche Belastungen. 
 
Wichtige Ansatzpunkte für mögli-
che Anpassungsmaßnahmen sind 
in der kommunalen Praxis daher 
die Schaffung und der Erhalt von 
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Frei- und Grünflächen, die Stadt-
begrünung (Baumbepflanzung; 
Dach- und Fassadenbegrünung), 
der Erhalt und die Neuanlage von 
Frischluftschneisen, die Nutzung 
„blauer“ Infrastruktur sowie die 
planerische Sicherung von Flä-
chen für die Anpassung an den 
Klimawandel. Aufgrund des soge-
nannten Albeldo-Effekts (helle 
Flächen reflektieren die Sonnen-
strahlung) sollten darüber hinaus 
bei der Gestaltung von Freiflächen 
und Gebäuden vermehrt helle und 
reflektierende Oberflächenmateria-
lien verwendet werden. Derartige 
Maßnahmen bieten sich auch dort 
an, wo sich eine Dachbegrünung 
zum Beispiel aus statischen Grün-
den nicht realisieren lässt. 
 
Grünflächen und Kaltluftschnei-

sen erhalten 
 
Innerstädtische Grünflächen, 
Parkanlagen oder auch Kleingär-
ten wirken in sommerlichen Hitze-
perioden ausgleichend auf eine 
dicht bebaute, durch Sonnenein-
strahlung aufgeheizte Umgebung. 
Es ist daher bereits im Rahmen 
der Bauleitplanung und Stadtent-
wicklung darauf zu achten, eine 
klimaangepasste Grün- und Frei-
flächengestaltung vorzusehen. 
Dies gilt auch für die stadtklima-
tisch notwendige Freihaltung von 
sog. Frischluftschneisen. Da Kalt-
luft schwerer ist als erwärmte Luft, 
stören in der Praxis bereits kleine 
bauliche Barrieren den Luftaus-
tausch in den Städten.  
 
Trotz des häufig bestehenden 
Interessenkonflikts einer notwen-

digen Nachverdichtung im Innen-
bereich, etwa zur Schaffung von 
dringend benötigtem Wohnraum in 
Ballungsgebieten, sollten durch 
eine vorausschauende Planung 
stadtklimatisch wichtige Frischluft-
schneisen von Bebauung freige-
halten oder auch Brachflächen zu 
Grünflächen entwickelt und für 
eine solche Funktion gesichert 
werden. 
 

Schwammstädte konzipieren 
 
Das Prinzip der „Schwammstadt“ 
ist ein wichtiger Aspekt städtebau-
licher Planung. Dieser Aspekt ist 
sowohl für die Hitzevorsorge als 
auch für ein naturnahes Regen-
wassermanagement in den Städ-
ten und Gemeinden von Bedeu-
tung. Grünflächen, die ausreichend 
mit Wasser versorgt sind, dienen 
in der Regel als „natürliche Kühl-
schränke“. Die Kühlleistung kann 
durch die Speicherung von Re-
genwasser, bodenverbessernden 
Maßnahmen und kontinuierlicher 
Versorgung der Vegetation mit 
Wasser weiter gesteigert werden. 
 
Fassaden- und Dachbegrünung 

fördern 
 
Dach- und Fassadenbegrünungen 
können in der Summe das städti-
sche Mikroklima positiv beeinflus-
sen und Temperaturspitzen abmil-
dern. Gerade in Bereichen mit 
geringen Gebäudeabständen kann 
eine Fassadenbegrünung eine 
Ergänzung oder Alternative zur 
Bepflanzung mit Bäumen sein. Sie 
wirkt sich hitzemildernd aus, da die 
Abstrahlung einer Hauswand 

spürbar vermindert wird. Auch 
Dachbegrünungen wirken dem 
Wärmeinseleffekt klar entgegen 
und verhindern das Aufheizen von 
Gebäuden. Gleichzeitig verhindern 
sie die Überlastung der kommuna-
len Entwässerung, indem der ober-
irdische Wasserabfluss zeitlich 
verzögert wird.   
 
Dachbegrünungen übernehmen 
neben der Verbesserung des 
Stadtklimas wichtige Funktionen 
bei der Regenwasserrückhaltung. 
Neben der Vermeidung von Spit-
zenabflüssen kommt es durch die 
Verdunstung und die Pflanzenauf-
nahme des Regenwassers zu ei-
ner Verringerung der Gesamtab-
flussmenge. 
 

Synergien beim Stadtgrün  
nutzen 

 
Aufgrund der in Zukunft zu erwar-
tenden, sich häufenden Trocken-
perioden empfiehlt sich die schritt-
weise Umstellung auf dürreresis-
tente und widerstandsfähige Pflan-
zen und Bäume, die weniger Was-
ser benötigen. So kann gewähr-
leistet werden, dass auch in Zu-
kunft städtische Parks und Gar-
tenanlagen attraktiv bleiben. 
 
Hinzu kommt, dass mit schatten-
spendenden Stadtbäumen der 
Klimakomfort deutlich verbessert 
werden kann. Durch Schatten und 
Transpirationsprozesse wirken 
Stadtbäume vor allem in Boden-
nähe der Wärmebelastung in stark 
verdichteten Gebieten entgegen 
und tragen so zur Verbesserung 
des Klimas bei. Dabei sind insbe-
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sondere lockere, großkronige und 
hohe Baumgruppen sowie 
Baumalleen als Anpassungsmaß-
nahmen geeignet. Zur Verbesse-
rung der Durchlüftung wird emp-
fohlen, hohe Bäume bevorzugt auf 
offenen Plätzen oder in breiteren 
Straßen zu pflanzen.  Im Hinblick 
auf die Wasser- und Nährstoffver-
sorgung in Trockenphasen sind 
großdimensionierte Baumstandor-
te ausschlaggebend. Durchgehen-
de Pflanzstreifen mit mehreren 
Bäumen bieten in der Regel bes-
sere Wachstumsbedingungen als 
viele kleine Einzelstandorte. 
 

Flächen entsiegeln - 
Gebäudeausrichtung berück-

sichtigen 
 
Versiegelte Flächen verhindern die 
Verdunstung aus Boden und Ve-
getation und eine damit verbunde-
ne Abkühlung. Hinzu kommt, dass 
Flächen häufig dunkel sind und 
damit eine bioklimatische ungüns-
tige Vorbedingung aufweisen. Da-
her können bereits teilweise Ent-
siegelungen zu einer Verbesse-
rung des Bioklimas führen. Glei-
ches gilt für wasserdurchlässig 
befestigte Flächen wie Parkplätze 
oder Höfe, in denen zum Beispiel 
Rasengittersteine zum Einsatz 
kommen. Untersuchungen haben 
ergeben, dass zu 80 Prozent ent-
siegelte Flächen (z. B. Höfe) statt 
Asphalt in umliegenden Parkbuch-
ten noch in 2 Metern Höhe eine 
Temperatursenkung um bis zu 11 
Grad über dem Hof und immerhin 
noch bis zu 7 Grad über den Park-
buchten bewirkten. 
 

Mit Blick auf die Neuerrichtung von 
Gebäuden ist zudem darauf zu 
achten, dass die Ausrichtung der 
Gebäudelängsachsen regelmäßig 
in Richtung der Durchlüftungsbah-
nen vorgenommen wird. Kaltluft-
bahnen für die Frischluftversor-
gung sollten in Städten und Ge-
meinden – soweit möglich – frei-
gehalten bzw. weiterentwickelt 
werden. 
 

Wasserressourcen schonen - 
Bevölkerung sensibilisieren 

 
Zwar drohen in Deutschland selbst 
bei lang anhaltenden Trockenperi-
oden und großer Hitze keine flä-
chendeckenden Versorgungseng-
pässe beim Trinkwasser. Aufgrund 
der steigenden Wassernachfrage, 
die auch durch einen erhöhten 
Verbrauch in der Landwirtschaft 
verstärkt wird, sollte trotzdem auf 
einen verantwortungsvollen Um-
gang mit der Ressource Trinkwas-
ser hingewirkt werden. Im Einzel-
fall kann die Entnahme von Was-
ser für die Bewässerung und Be-
regnung von Grundstücken unter-
sagt werden. Zudem ist zu prüfen, 
inwieweit zusätzliche Wasserspei-
cherkapazitäten „vor Ort“, auch in 
Form  von Trinkwasserbrunnen, 
geschaffen werden müssen, um in 
Hitzeperioden auch Spitzenver-
bräuche bedienen zu können. 
Letzteres sollte durch Bund und 
Länder gefördert werden. 
 

Notfallpläne entwickeln - 
Warnsysteme weiter verbessern 
 
Zahlreiche Städte und Gemeinden 
haben bereits Anstrengungen un-

ternommen, um für länger anhal-
tende Hitzeperioden gewappnet zu 
sein. Bereits in der Vergangenheit 
wurden verschiedene Modelle 
erprobt, wie z. B. die Versorgung 
allein lebender und nicht durch 
Pflegedienste betreute ältere Men-
schen verbessert werden kann. 
Hier können zum Beispiel Konzep-
te wie „Trinkpaten“ oder Netzwerke 
für aufsuchende ambulante Prä-
vention zum Tragen kommen. 
Sofern noch nicht vorhanden, soll-
ten zudem Notfallpläne für beson-
ders betroffene Einrichtungen wie 
Krankenhäuser und Behinderten- 
sowie Alten- und Pflegeeinrichtun-
gen geprüft bzw. erstellt werden. 
 
Zahlreiche Pflegeeinrichtungen 
haben mittlerweile Checklisten 
entwickelt, die Trinkpläne, Son-
nenschutz oder auch eine Medi-
kamentenanpassung vorsehen. 
Derartige Pläne müssen systema-
tisch erarbeitet und an neue Be-
dingungen angepasst werden. 
Städte und Gemeinden bieten 
darüber hinaus durch die Aufstel-
lung von Trinkwasserspendern in 
öffentlichen Gebäuden (Rathaus, 
Schulen etc.) oder der Errichtung 
von Trinkbrunnen in den Innen-
städten weitere Hilfe an, um der 
Dehydration an heißen Tagen 
vorzubeugen. In besonders be-
troffenen Arbeitsbereichen im 
Freien sollten Städte und Gemein-
den zudem eine Flexibilisierung 
von Dienstplänen prüfen, um 
Höchsttemperaturen etwa am spä-
ten Nachmittag zu entgehen. 
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In allen Bundesländern wurden 
bereits Hitzewarnsysteme auf der 
Grundlage von Verwaltungsver-
einbarungen mit dem Deutschen 
Wetterdienst (DWD) eingerichtet, 
welche die Städte und Gemeinden 
zeitnah über drohende Hitzelagen 
informieren. Problematisch erweist 
sich häufig, dass Hitzewarnungen 
besonders gefährdete Bevölke-
rungsgruppen (ältere Menschen, 
Pflegebedürftige) nicht rechtzeitig 
und im erforderlichen Umfang er-
reichen. Die bestehenden Hitze-
warnsysteme sind insoweit zu 
überprüfen und ggf. zu optimieren. 
 

Berlin, 22. August 2018 


